
 

Landwirtschaft 

 Bis 2030 soll 30 Prozent Ökolandbau erreicht werden. Dafür sollen die Bundesmittel für 

das Bundesprogramm Ökolandbau erhöht und entsprechend dem Ausbauziel 

Agrarforschungsgelder für Forschungsbelange des Ökolandbaus zur Verfügung gestellt 

werden. Erweiterung der Zukunftsstrategie ökologischer Landbau um die gesamte 

BioWertschöpfungskette.  

 Der integrierte Pflanzenschutz wird ergänzt, seine Forschung und Förderung soll 

gefördert werden und der Nationalen Aktionsplan weiterentwickelt werden.  

 Pflanzen sollen so geschützt werden, dass Nebenwirkungen für Umwelt, Gesundheit und 

Biodiversität vermieden werden. Die Zulassung von Pflanzenschutzmitteln soll transparent 

und rechtssicher nach wissenschaftlichen Kriterien erfolgen, bestehende Lücken auf 

europäischer Ebene sollen geschlossen werden. Gleichzeitig muss eine schnellere 

Entscheidung stattfinden.  

 Verfügbarkeit von Pflanzenschutzmitteln soll verbessert werden, insbesondere für 

Anwendungen von geringfügigem Umfang bei vielfältig angebauten Sonderkulturen, für 

den Vorratsschutz und für geeignete Resistenzstrategien.  

 Digitale Anwendungen und moderne Applikationstechnik sollen zur zielgenauen 

Ausbringung und Vermeidung von Abdrift eingesetzt werden.  

 Alternativen zu chemisch-synthetischen Pflanzenschutzmitteln (Biologicals, low risks, 

Pflanzenstärkungsmittel, physikalisch, biologisch, Anbaumethoden, Robotik, Drohnen, 

Digitalisierung, Prognosemodelle etc.)sollen gestärkt und die zugehörigen Verfahren 

verbessert werden.  

 Analog zu bestehenden Reglungen zu Pestiziden in Naturschutzgebieten, bei den 

Landwirtinnen und Landwirten einen Erschwernisausgleich bekommen, sollen Regeln für 

die Trinkwasserschutzgebiete gefunden werden.  

 Glyphosat soll bis Ende 2023 vom Markt genommen weden 

 Ein digitales Herkunfts- und Identifikationssystem Nährstoff- und Pflanzenschutz, mit dem 

Ziel, die Reduktionsstrategie voranzubringen, soll eingeführt werden.  

 Die Züchtung von klimarobusten Pflanzensorten soll unterstützt werden. Dazu sollen die 

Rahmenbedingungen auch für Populationssorten verbessert, Modellprojekte wie Crowd-

Breeding, Digitalisierung sollen gefördert werden, Transparenz über Züchtungsmethoden 

hergestellt und die Risiko- und Nachweisforschung gestärkt werden. 

 Die von der Landwirtschaft und Ernährung benötigten öffentlichen Daten sollen einfacher 

und in geeigneter Qualität und Aktualität den berechtigten Nutzern frei zur Verfügung 

gestellt und dazu eine Plattform mit zentralem Zugang zu sämtlichen staatlichen Daten 

und Diensten eingerichtet werden, insbesondere auch für entsprechende 

Verwaltungsdienstleistungen. Staatliche Daten aller Verwaltungsebenen sollen künftig in 

einheitlichen Formaten zur Verfügung gestellt werden. Der Agrardatenraum in Gaia-X als 

Basis einer europäischen Dateninfrastruktur mit klarem Nutzungsrecht für Landwirte an 

den betriebsspezifischen Daten, an deren Entstehung sie mitgewirkt haben, soll mit 

standardisierten Schnittstellen weiterentwickelt werden. Open-Source-Formate werden 

ausdrücklich unterstützt. 

Boden 

 Die Debatte der EU-Kommission über die “Carbon Removal Certification Guidelines” soll 

aktiv begleitet werden. Bodenschutzgesetztes wird aktualisiert, ein 

Bodenmonitoringzentrum eingerichtet und die EU bei einer Bodenrichtlinie unterstützt 

werden. Stärkung Forschung und Förderung zu klimarobustem Pflanzenbau. Hierfür 

startet ein Bundesprogramm „Zukunftsfähiger Ackerbau“. Die Eiweißpflanzenstrategie 

wird weiter entwickelt. Die BVVG-Flächen werden für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 



 

sowie Klima- und Artenschutz genutzt. Dabei werden landwirtschaftlich genutzte Flächen 

vorrangig an nachhaltig bzw. ökologisch wirtschaftende Betriebe verpachtet und nicht 

veräußert. 

 Nachhaltigkeitsziel der Bundesrepublik beim Flächenverbrauch soll mit konkreten 

Maßnahmen hinterlegt werden. Die Regelung des § 13b BauGB wird nicht verlängert. 

Handel  

Unterstützung eines fairen Wettbewerbs mit fairen Preisen im Lebensmittelmarkt. 

Kartellrechtliche Missbrauchsaufsicht und Fusionskontrolle im Bundeskartellamt soll gestärkt 

werden. Gegen unfaire Handelspraktiken soll vorgegangen werden. Es wird geprüft, ob der 

Verkauf von Lebensmitteln unter Produktionskosten unterbunden werden kann. 

Energie  

 EEG-Umlage über Strompreis wird zum 1.1.2023 beendet und dann über den 

Bundeshaushalt finanziert.    

 Der europäische Emissionshandel und das Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG) 

soll im Sinne des EU-Programms „Fit for 55“ überarbeitet werden. Es wird auf einen 

steigenden CO2-Preis als wichtiges Instrument gesetzt, verbunden mit einem sozialen 

Ausgleich. 

 Ein ETS-Mindestpreis auf europäischer Ebene soll angestrebt werden und sich für die 

Schaffung eines zweiten Emissionshandels für die Bereiche Wärme und Mobilität (ETS 

2) eingesetzt werden. 

 Der Preis im ETS liegt derzeit bei um die 60 Euro/Tonne. Nach allen Prognosen wird er 

strukturell nicht unter dieses Niveau fallen, sondern eher steigen. Sollte die Entwicklung 

der nächsten Jahre anders verlaufen und die Europäische Union sich nicht auf einen 

ETS-Mindestpreis verständigt haben, wird über die entsprechenden nationalen 

Maßnahmen entschieden (wie z. B. Zertifikatlöschung oder Mindestpreis etc.), damit der 

CO2-Preis langfristig nicht unter 60 Euro/Tonne fällt. 

 Am bisherigen BEHG-Preispfad wird festgehalten.  

Arbeit / Ausbildung  

 Mindestlohn wird auf 12 Euro erhöht, wann steht nicht drin.   

 Zur Stärkung und Modernisierung berufsbildender Schulen soll mit Ländern, Kommunen 

und relevanten Akteuren ein Pakt aufgelegt werden. 

 Erhöhung der Midi-JobGrenze auf 1.600 Euro.  

 Orientierung der Minijob-Grenze an einer Wochenarbeitszeit von 10 Stunden zu 

Mindestlohnbedingungen. Sie wird dementsprechend mit Anhebung des Mindestlohns 

auf 520 Euro erhöht. 

Schule  

 Digitalpakt 2.0 für Schulen mit einer Laufzeit bis 2030 für  

 Mit Bund und Länder soll eine gemeinsame Koordinierungsstelle Lehrkräftefortbildung 

eingerichtet werden, die bundesweit Fort- und Weiterbildungsangebote vernetzt, die 

Qualifikation von Schulleitungen unterstützt, den Austausch ermöglicht sowie die 

arbeitsteilige Erstellung von Fortbildungsmaterialien organisiert und fördert. Die 

Qualitätsoffensive Lehrerbildung soll mit neuen Schwerpunkten zu digitaler Bildung, zur 

dritten Phase der Lehrerbildung und bundesweiter 97 Qualitätsentwicklung des Seiten- 

und Quereinstiegs, u. a. für das Berufsschullehramt weiterentwickelt werden. 

Anerkennung ausländischer Qualifikationen im Lehramt soll beschleunigt und 

vereinfacht werden, Auslandserfahrungen von Lehramtsstudierenden und Lehrkräften 

unterstützt und beim beruflichen Werdegang stärker berücksichtigt werden. 



 

 

Steuern  

 Eine Investitionsprämie für Klimaschutz und digitale Wirtschaftsgüter soll den 

Steuerpflichtigen in den Jahren 2022 und 2023 ermöglichen, einen Anteil der 

Anschaffungs- und Herstellungskosten der im jeweiligen Jahr angeschafften oder 

hergestellten Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, die in besonderer Weise diesen 

Zwecken dienen, vom steuerlichen Gewinn abzuziehen („Superabschreibung“).  

 Die erweiterte Verlustverrechnung wird bis Ende 2023 verlängert und den Verlustvortrag 

auf die zwei unmittelbar vorangegangenen Veranlagungszeiträume ausgeweitet. 

 Steuerliche Regelung des Homeoffice für Arbeitnehmer wird bis zum 31.12.2022 

verlängert.  

 Ausbildungsfreibetrag wird von 924 auf 1.200 Euro erhöht.  

 Der steuerpflichtige Rentenanteil steigt ab 2023 nur noch um einen halben Prozentpunkt. 

Eine Vollbesteuerung der Renten wird damit erst ab 2060 erreicht. 

 Sparerpauschbetrag wird zum 1. Januar 2023 auf 1.000 Euro bzw. 2.000 Euro bei 

Zusammenveranlagung erhöht.  

 Den Ländern soll eine flexiblere Gestaltung der Grunderwerbsteuer ermöglicht werden, um 

den Erwerb selbst genutzten Wohneigentums zu erleichtern. Zur Gegenfinanzierung soll 

das Schließen von steuerlichen Schlupflöchern beim Immobilienerwerb von Konzernen 

(Share Deals) genutzt werden.  

 Um im europäischen Wettbewerb gleiche Bedingungen zu erreichen, soll gemeinsam mit 

den Ländern die Einfuhrumsatzsteuer weiterentwickelt werden.  

 


